
Drucksache 19 / 14 356
Schriftliche Anfrage

19. Wahlperiode

Schriftliche Anfrage

des Abgeordneten Ronald Gläser (AfD)

vom 16. Dezember 2022 (Eingang beim Abgeordnetenhaus am 20. Dezember 2022)

zum Thema:
Staatlich subventionierter Lokaljournalismus

und Antwort vom 03. Januar 2023 (Eingang beim Abgeordnetenhaus am 03. Januar 2023)



Die Regierende Bürgermeisterin
von Berlin
– Senatskanzlei –

Herrn Abgeordneten Ronald Gläser (AfD)

über

den Präsidenten des Abgeordnetenhauses von Berlin

über Senatskanzlei – G Sen –

A n t w o r t
auf die Schriftliche Anfrage Nr. 19/14356
vom 16. Dezember 2022

über

Staatlich subventionierter Lokaljournalismus
___________________________________________________________________

Im Namen des Senats von Berlin beantworte ich Ihre Schriftliche Anfrage wie folgt:

Vorbemerkung:

Die Schriftliche Anfrage betrifft teilweise Sachverhalte, die der Senat nicht aus eigener
Zuständigkeit und Kenntnis beantworten kann. Er ist gleichwohl bemüht, zur
Sachverhaltsklärung beizutragen und hat die Medienanstalt Berlin-Brandenburg (mabb)
um Stellungnahme gebeten, die von dort in eigener Verantwortung erstellt und bei der
Beantwortung berücksichtigt wurde. Im Übrigen ist der Grundsatz der Staatsferne zu
beachten. Vorrangig sind die jeweils zuständigen Aufsichtsgremien (hier: Medienrat der
mabb) zu adressieren. Ein staatliches Einschreiten wäre grundsätzlich nur bei
außergewöhnlichen und gravierenden Verstößen erlaubt.
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1.  Nach welchen Kriterien hat die mabb 22 lokaljournalistische Projekte in den Berliner Bezirken zur
Förderung mit Steuermitteln ausgewählt?

2.  Wer genau wählte die Projekte in welchem Verfahren aus?

Zu 1. und 2.:
Das Land Berlin hat der mabb für 2022 und 2023 Haushaltsmittel in Höhe von insgesamt
400.000 EUR zur Verfügung gestellt, damit die mabb lokaljournalistische Medienangebote
fördern kann. Antragsberechtigt waren Rundfunkveranstalter, Telemedienanbieter und
Anbietergemeinschaften, die neue bzw. noch nicht begonnene, thematisch und zeitlich
abgrenzbare lokaljournalistische Projekte umsetzen wollten, wobei ein besonderer Fokus
auf auditive und audiovisuelle Formate gelegt wurde. Da das Antragsvolumen das
bereitgestellte Budget deutlich überstiegen hat, musste der Medienrat der mabb eine
Auswahl unter den eingereichten, grundsätzlich förderfähigen lokalen Medienprojekten
treffen. Neben der Erfüllung der allgemeinen und zuwendungsrechtlichen Voraussetzungen
hat der Medienrat bei seiner Auswahlentscheidung die in § 7 Abs. 5 der Fördersatzung
Lokaljournalismus festgelegten Kriterien zugrunde gelegt. Hierbei geht es unter anderem
um Defizite in der lokalen Informationsversorgung vor Ort, die technische Reichweite sowie
den Anteil an lokal hergestellten bzw. redaktionell gestalteten oder barrierefreien Inhalten.
Diese Kriterien wurden von der mabb gewichtet und in eine Bewertungsmatrix überführt.
Eine inhaltliche Bewertung der lokalen Medienprojekte fand nicht statt.

3.  Wie verteilen sich die Steuermittel in Höhe von insgesamt 400.000 Euro auf die 22 geförderten
lokaljournalistischen Projekte der mabb im Einzelnen? (Bitte auflisten)

4.  Mit welchen Begründungen wurden die Projekte im Einzelnen ausgewählt? (Bitte einzeln begründen)

5. Es gab insgesamt 65 Förderanträge mit einem Gesamtvolumen in Höhe von 1,4 Mio. Euro. Welche
Projekte mit welchem Antragsvolumen im Einzelnen wurden nicht gefördert? (Bitte auflisten)

6. Mit welchen Begründungen wurden die abgelehnten Projekte im Einzelnen nicht gefördert? (Bitte einzeln
begründen)

Zu 3. bis 6. hat die mabb auf die nachfolgende tabellarische Übersicht verwiesen:
Diesen beiden Übersichten können jeweils die Antragstellenden, die Projekte und deren
Ausrichtung sowie die beantragten und tatsächlich gewährten Fördersummen entnommen
werden. In der ersten Tabelle (Nr. 1 bis 22) sind die 22 geförderten Projekte aufgeführt. Aus
Gründen der Vielfalt wurde bei den geförderten Antragstellenden eine pauschale
Reduzierung der Förderung um fünf Prozent im Vergleich zu den beantragten förderfähigen
Kosten vorgenommen, um möglichst viele Angebote fördern zu können. In der zweiten
Tabelle (Nr. 23 bis 65) sind die 43 nicht-geförderten Projekte aufgeführt. Diese sind zwar
förderfähig, sie haben in der systematischen Bewertung jedoch eine vergleichsweise
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geringere Punktzahl erreicht. Sie konnten daher aufgrund des nur begrenzt vorhandenen
Förderbudgets in dieser Förderrunde nicht berücksichtigt werden.
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7. Inwiefern und inwieweit kann Staatsferne im Falle von staatlich subventioniertem Lokaljournalismus
gewährleistet werden?

Zu 7.:
Durch die Regelung in § 8 Abs. 1 Satz 2 Nr. 12 des Medienstaatsvertrages Berlin-
Brandenburg wird der Medienanstalt die grundsätzliche Zuständigkeit übertragen,
lokaljournalistische Angebote mit dem Ziel der Vielfaltsförderung und -sicherung zu
unterstützen. Die mabb ist eine unabhängige Anstalt des öffentlichen Rechts. Sie handelt
eigenständig auf Grundlage der entsprechenden Gesetze bzw. Staatsverträge und ist nicht
Teil der staatlichen Verwaltung. Diese Grundsätze gelten auch für den Medienrat als das
beschlussfassende Gremium der mabb. Zudem hat die Förderung lokaljournalistischer
Angebote unter den Rahmenbedingungen zuwendungsrechtlicher, verfassungsrechtlicher
und medienrechtlicher Regelungen zu erfolgen. Da Rundfunkbeitragsmittel nicht für die
Förderung von lokaljournalistischen Angeboten genutzt werden dürfen, hängt die
Förderung von der Bereitstellung entsprechender Fördermittel aus anderen Quellen ab
(z.B. Landeshaushaltsmittel). Sofern die Mittelbereitstellung wie hier aus dem staatlichen
Landeshaushalt erfolgt, stellt die Betrauung der mabb mit der Ausgestaltung der
Förderkriterien und Auszahlung der Fördermittel die nach Artikel 5 Abs. 1 Satz 2 des
Grundgesetzes geforderte Staatsferne hinreichend sicher.

8. Inwiefern und inwieweit werden die staatlich subventionierten lokaljournalistischen Projekte angehalten,
objektiv, ausgewogen und politisch neutral Bericht zu erstatten?

Zu 8.:
Wie für alle journalistisch-redaktionellen Angebote gelten auch für die hier geförderten
Medienprojekte die journalistischen Sorgfaltspflichten und die sonstigen medienrechtlichen
Vorgaben des Medienstaatsvertrages. Die redaktionelle Freiheit und Unabhängigkeit der
Anbieter bleibt unangetastet.

9. Weswegen wird das Projekt „Eine Stadt, eine Zukunft“ des Verlags der Tagesspiegel GmbH für
Friedrichshain-Kreuzberg gefördert, obwohl es sich beim Berliner Tagesspiegel um die größte nicht-
boulevardistische Tageszeitung der Stadt handelt und der Tagesspiegel die Lokalpolitik der Berliner
Bezirke bereits journalistisch mit seinen „Checkpoint“-Formaten abbildet?
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Zu 9. hat die mabb mitgeteilt:
Der Tagesspiegel ist gemäß § 8 Abs. 1 Satz 2 Nr. 12 des Medienstaatsvertrages Berlin-
Brandenburg als Telemedienanbieter antragsberechtigt. Das vom Tagesspiegel
eingereichte lokale Medienprojekt ist förderfähig und wurde in Anwendung der oben
genannten Kriterien der Fördersatzung Lokaljournalismus zur Förderung ausgewählt.

Berlin, den 3. Januar 2023

Die Regierende Bürgermeisterin
In Vertretung

Dr. Severin Fischer
Chef der Senatskanzlei


